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Zl. ~0.037/16-15/1971 

B e a n t W 0 I' tun g 
======================= 

der Anfrage der Abceordneten -\:vedenig und GcnOEj::-Jen be-·· 

treffend Arbei tmnarl:tförcler-u.llC im IVle,i b:Ls Dezember 197'1 

(NI'. 781/J) 

Zu den einleitenden Bemerkwlgen: 

"Das von der ÖVI)-Alleim::et,;i eru,J1t; ge.schaffene Arbeits-

Irl"I~r~fc~~~Le]~'n~0~pcetz V'O~ 1~ 12 1068 D~n~l 'Jcrr ~1/'19~o .. Cl. 1.\. v _... -'. \... _ Lt (..) I.) L) "-' 1_) .llJ. f._ 0 • _. ') , \..r l) •. l (\../ \..-'" ../ , 

hat die notwendigen gesetzlichen Voraussetzungen ge­

schaffen, llJll Vollbescb,äftigu,ng bei Clue,lii'izierter, den 

,Fälügkei ten und Neigungen der BerufEltätigen entsprechen­

der, einko:mmemniißig befriedigender u .. ud mÖßlich~3t })ro-­

dukti ver A:rbei t in der dynamischen modernem 'Wirtschaft 

zu si ehern. In den Jahren 1969 und 1970 rmr auf GruneJ. 

der Vorsorgen der ÖVP-Regierung gewährleistet, dc:..ß für 

die alctive Arbeitsmarktpoli tik nach dem A.rbei tsmarkt­

förderungE;gesetz genügend Mittel zur Verfüf.5Ung stand.en. 

lud Grund vi elfp,cher Besclwrerden von Beihi Ifevierbern 

und l\ütteilungen der Ijandesarbeits:.:iLlter steht fest, 

d2.ß seit I/lai d.J. sämtliche im Bmldesbudget 1971 filr 

die Arbeitsmarkt:förderung vorgesehenen Mittel vergeben 

sind. Vi ele Hunderte von Antr~igon auf a-rboi i:;:::.;markt­

poli ti sehe Beihilfen zur Ausbildung in einem Ilehrberuf, 

zu. sonstigen Ausbildungen illld Um~3chulungen und der­

gleichen, 1i oßen bei dell L811clesarbei t;,s2.mtern seit 

Monaten lmerledigt. Auf Anfragen vrlrd den Bmverbern 

mitgeteilt, daß im JabT 19'71 kein Geld mehr hiefür vor­

hanclen :i st. Zum finanziellen Bngpaß soll nach rresse­

berichten sehr stark eine "!finterbel<;::1cüdlmgsaktion bei-
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GetraGon haben, die statt der vorgesehenen 5 Llio. S' 

ca. 60 Llio.S gekostet hat, vfoclurch die Gesetzmäßig­

kei t und Zweckmäßigkeit der VervHmdung dieser I\'li ttel 

fraglich erscheint. In der Regierungsvorlage des 

1. Budc;etüberschrei turlf~sgesetzes '1971, das kürzlich 

vom Parlc:U!l<:mt verabschi edet vlurde, hat die Bundes­

regierung keine Aufstoc1cung der Ei ttel für di e 

Arbeitsmarktfö.rclerung beantragt. 

Die unterzeichneten /l.bc;eordnetell halten es für eine 

gröbliche und unvera.ntvrortliche Verletzung der l'Jflicht 

der ßundesregierunr; und besonders des Bundesministers 

für soziale VervmltuD.g, WeIL'1 auf diesem für die 

arbei tende Bevölke:cung und gesamte Volkm'lirtschaft so 

~.chtigen Gebiet budGetm~ßic nicht vorgesorgt ist 

oder für clringende Ji'örderlmc;saufgaben nötiges Geld 

verschwendet vlird. " 

nemJle ich wi e folgt Stellung: 

Zunächst möchte ich fer:3tstellen, daß die ÖVP-Hegierung 

nicht für sich in 1mslJruch nehmen kann, das Arbei ts­

marl-i:tförderungf3ge~::;etz ~;eschaffen zu haben. Ich möchte 

daran erinnern, daß· das Gesetz in [winen Grundzügen. 

von Sozialminister Proksch in der seinerzeitigen 

Koalitionsregierung mi t dem Antrag eingebr!J.cht wurde, 

es den Org8nmJ. der Gesetz[!;ebunz als Regierlmgsvorlage 

zuzulei ten. Uber diesen Antrag rfar eine Beschlußfassung 

deshalb nic'at möclich, vreil deI' von d.er ÖVI) gestellte 

Bundesmini ster fii.r Handel und "ji ederaufbau dagegen 

Einspruch erhob lU1d ir.mleJ.' neue Beamtenverllandlungen 

verlangte. Die ÖVP-Eegierung hat, obwohl si e bei il1.:rem 

He[si erungs811tri tt einen prakti sch ferti gen Entwurf VOI'­

fD.nd, noch z\lfe:ieinhalb' tTalLL'e gebraucht, bevor sie diesen 

l~n·tvrurf mit geringfügigen Änderuncen dem Parlament vor-
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legte. BemerkensV!8I't vvru: nur, daß jene Purürte , die 

noch umstr:Ltten vlaren, in der endgiilti gen Ji'assung 

einfach im Sülle der Arbei tgeber geref~elt wurden. 

Zu den weiteren einleitenden Feststellungen, daß in 

der Zei t der ÖV:P-Hegi erung für geul.lc;end Ei ttel vor·­

gesorgt vvar, zunäcb.st einit;e Zahlen: 

~Tahr 

1969 

1970 

1971 

Budgetvoranschlag 

130 Mio.S 

240 MiooS 

293 
l ,-. Ci 
JVIlO • >J 

Ge b B.ru.."Ylf:j se r f 0 I g 

162 Mio. S 

170 VIio.S 

(Aufwan.d 1.Halbjahr) 

335 (geschätzter Ge­
barungsaufvmnd für 
das ganze. Jahr) 

Dazu ist zu bemerken, daß in den Erläuternden Be­

merkungen zum J'i.rbei tSffiB.rktförderungsgesetz ein Betrag 

von 303 Mio.S als Bed.arf für die arbeitsmarktpoliti­

schen rörd.erLJ.llgsmaßnanmen genannt ist. Es ist kenn­

zeichnend für <he Poli tik der ÖVP auf dem Arbeitsrnarkt­

sektor, daß sie keinen Versuch gemacht hat, im fast 

gleichzeitig mi t dem Arbeitsmarl;:tförderungscesetz dem 

Nationalrat zugeleiteten Budget 1969 das Ausgaben­

vollilLleIl auch nux' ann~;.hernd :::;0 hoch anzusetzen, wie sie 

es in ihren eit;enen Erläuterungen zum Arbei tSIDr3xl;:t­

förderun~~sbesetz al,g erforderlich bezeichnet hat. Und. 

für die Initiative d.er·ÖVP-Itegierung auf dem Gebiet 

der Arbeitsmarktpolitik ist höchst aufschlußreich, 

daß die viel zu gerinGen vorgesehenen Mittel im Vor­

anschlag für das Jam' 1969 auch nicht im entferntesten 

ausgeschöpft vJUrden, vofie die Zahlen bev.reisen. Es ge­

hört unter diesen Uinstänclen eine be::;onclere Unverfroren­

heit dazu, zu behaupten, die ÖVP-Hegierung hätte f-üx' 
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ausreichencle Mittel für die Arbei tsmarktpoli tik vor­

gesorgt. 

," Vii e ich in meiner Be2~ntwortung zur Parlamentari sehen 

Anfrage Nr.438j,Y ausführte, habe ich bei meinem Arnts­

antritt keine Unterlagen über Grundlagen vorgefunden, 

um sofort eine effektive Arbeitsmarktpolitik zu führen. 

Das vvar erst ab Jahresmitte möglich, und so ist es 

nicht wei ter ver-vtünderlich, daß es auch 1970 noch nicht 

gelungen ist, dem vorgesehenen Rahmen im Budget nahe­

zukoI:1Illen. 

Di e BehauptlUlg, daß von der Ö"VP-Regi erung genügend Geld 

zur Verfügung gestellt wurde, wird also durch di e T~r­

läuterungen zur Hegierungsvorlage zum Arbeitsmarkt­

förderungsgesetz und durch die Zahlen vJiderlegt. Noch 

beschämender für die ÖVP-Regierung ist aber der Umstand, 

daß deshalb genügend Mittel vorhanden waren, weil 

aT'bei tsmarktpoli tisch keine Ini tiati ven entwickelt 

wurden. 

Das für 1971 im ersten von der SPÖ-Regierung erstellten 

Budget vorgesehene Ausgabenvohunen näherte sich dem 

Betrag, der von der ÖVJ:'-Regierune; für die Arbeitsmarkt­

poli tik als notwendig bezeichnet wu.rde. 

Der AufvJand bis zur I;li t-I.:;e des JalU'es 197'1 zeigt, daß 

durch entsprechende Initiativen der Arbeitsmarktver­

waltung ein aliquoter Teil dieses Betrages für die 

Arbei tsmarktverwaltung aufgewendet vrurde, aber auch, 

daß noch genügend Mi ttel für den Rest des Jahres zur 

Verfüßung stehen. 

Nach der gegenvfärtig absehbaren Entvlicklung kann der 

gesamte Aufwand für das Jahr 1971 auf voraussichtlich 

335 Mio.S geschätzt werden. Für die Bedeckung des Mehr­

aufwandes gegenüber dom Voranschlag habe ich bereits 
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auf cli c im Ge8Gt~_~ vcrg88E:,hene 'Nei ~~e vorgeEorgt. E[3 

v!ird Ihnon ,ja EÜ[; Abgeorill'J.ote b(~l;:8.ILrlt sei:p., daß d.ie 

Verl'!enclung von zVieckgebundei1en Mehrein.naLlmon, wi e 

d ""no"" c)' C\ •• ~ t\l~be; t'"'J..~ .... r<0yl\Tr:'I'""· cl~PI""('~ lJr Q' ""lI d·j c>~",,:_) ,t:;:::: . 11 (_(:.. J. 1-1.__ ;........ D (..J.::> v_ .;:. .~')_ ..... 1.::.: \ .... ,L',J.t) ~- _ .. 1 .t...J '- __ ,"".r.'::1 ,"jJ.~. 

l!Iel1rei.llYlabIllon habe ich nicht UllHesentlj.ch durch elie 

heuer w8E3entlich höhere ','Iinterbesch~-jftic;uniS bei r.:;e­

tragen - f1i17 ent.~;preci}enc1e l:johrausC;::lboD, auf Grund 

d.er J~~r!}lii~l~i[!;uI)'G d.en Ar·c,:iJ.::el J1I, AIJsatz :;, des 13mlo.es­

f:Lncm~z.ßesetze:3 ohne viei teres J:löglic.h ist. Dem gegen­

über w~ire ein Budr~etüb8rschrei tungeogesetz wei:;entltch 

};:0lD.})li zi. ertcI' lliHl sti.i.nde im Widerspruch zu dem im 

Artikel 111, Absatz 3 deE;Bundesfinanzgesetzes zULU 

Ausdruck l::omElend.:-'l1 ~':hllen des Gesetzf;eber,s, der für 

einen solchen Hall ausdrücklich einen rillc!.eren WOG 

vor s cb.::c ei bt. 

Es if3t vervnmderlicl'l, daß ein Arbeitnehmervertreter 

Beihilfen fti.r Arbeitnehmer, wie sie für den :3clben 

Zweck den Arbeitgebern seit lTahrzelulten ge\vährt rifcrden, 

als Verschwendt'.ncs be~.:,eichnet, UlUSO mehr als im § 2'7 

Abs.1 li t. bund c A1!iJi'G hinsichtlich der Beittilfenge­

\TJs.lu·ung an Arbeitgeber und Arbeitnc;fUiler der glcicb.e 

Wortlaut gowlihlt ist. 

Ich Jn'U.ß daher den VOI'\TLlrf, daß ich für die Arbeits­

mar.ktl)olit;ik im Budget ni cht vorgesorgt oder öffentliche 

l\Ii ttel fi..u'" bestimillte lIaßnahmen versch'\vendet habe, als 

völlig unberechtigt zurückweisen. 

Zu PtLukt '1 der An.fro..ge: 

"Wievi8le Begelu'el1 um Gewährung von Beihilfen nach dem 

Artei tsmarktförderu.l1g['gesc-cz, gegli edert nach Bundes­

Lindern und Art der Beihilfe (Ausbilclungsbeihilfen a.YJ. 

IJobJ:oling:e uJ."ld Kinrichtunc;en; Schulunc;sbeüülfen an 

Per,sonen und Eil1Y.'icht1.Ul[;en, Beihilfen zur Mobilitö.ts-· 
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.md Arbei tsantrittsförderungj Beihilfen zur Struktur­

bereinigung; davon lndividucübeihilfen) sind derzeit 

(ßtichtag 1. Juli 19'71) lmerledigt, vNül kein Geld 

dafür vorhanden ist?" 

neluu8 ich wie folgt Stellung: 

}:!;ine Arbeitsmarktpolitik, wie ich sie betreibe, die 

das wirklich l.'Iichtiige fördert, und mit den aufge­

vlenc1eten lü ttel ein Optimuril an VIirkung erzi elen will, 

muß eine breite Kontaktbasis aufbauen, wodurch v7esent­

lich mehL' Begehren gestellt werden a1;3 genehmigt 

v/erden kö~men. Das ist in allen IJändern so, di e wirk­

saTile Arbeitsmarktpolitik führen, und zwar auch dann, 

VleYln sie rej.cher ::::ind und wesentLLch' me}:l...r Geld dafür 

aufwenden körmen. Unter solchen Umständen ist es 

erforderlich, sich in geYI::!.ssen Zeü taoständen einen 

Überblick liber cli e vorliegenden Fälle, die nicht eine 

sofortige :r:i~rlediguDg erfordern, zu schaffen, um auf 

Grund dieses Überblickes bessere Entscheic!J.mgen treffen 

zu können, 2..1s die, eHe vor der Zeit me:Lner Amts.führung 

übli eh vraren. Daß \veg;en Gelclr:l8J.lf~el [-3 irgend\-7elefJ.e An­

suchen li.egen geblieben sind, kann schon deshalb nicht 
\ 

richtig sein, weil schon :Ende April bekEUlnt war, daß 

hohe Llehreinnal1ro.en zu erwarten sind. 

Zu Punkt 2 der .A:nfI'age: 

"Haben Sie die Gesetzmäßigkeit und Zweckm.äßigkeit der 

Verwendullß der I'i1ittel für di e Winterbekleidungsaktion 

im abgelaufenen Winter überprüft WlQ vi81mja, mit 

welchem ]:I;rfolg? tI 

nehme ich W1.(3 folgt Stellung: 

THas cli e GesetzmEißigl-:ei t anla..."'lgt, muß festgestell t werden, 
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daß sovvohl für BeihilfEm nach § 27 Abs.1 lit.b als 

auch für Beihilfen nach § 27 .Abs.1 lit. c di e gleiche 

Formulierung, und insbesondere das Wort lIerlrüchternl', 

verv!enclet wird. 

Bis jetzt wurden zwar den Unternehmern laufend höhere 

Beibilfen gevJähI:t, cli e sich 1971 berei ts auf über 

100 NIio.r3 belaufen worden. Insgesamt wurde, seit; es 

eine PA]!' Gibt, bereits mehr als eine Milliarde 

,Schilling für Beihilfen an Unternehmer verausgabt, 

während die Arbeitnebmer bisher keine Beihilfen er­

hielten. Bei einem gleichlautenden Gesetzesbefehl 

war es daher jedoch an der Zeit, claß auch für die 

il.rbei tn811111er in di esen Branchen etvJas geschehen ist. 

Zur ZweclGJläßigkeit der Vervilend.ung der j'.Hittel ist z.u 

sagen, dar,; diese gerade im ]3'a11e der 1;finterarbeits­

beklei(llm2~saktion durch ein V7issen~ichaftliches Insti tut 

überprlift vlurde. 

Es j_s-c; boJcx-t1n.t, daß die \Vin·G8I"a,rbei·tslosigke~it 110C]1 nie 

so niedrig war wie heuer und die Will.terbescll.üftißung 

noch nie so hoch. Eicht zuletzt die vom Bundesministerium 

.für soziale Verwaltung eingeleitetell. J!iaßnahmel1 haben 

laut Beir8.t für BaUVlirtsche.ft beim BlUldesministerium für 

Bauten und Tech.l."lik zu einer i:3te:Lgerung des Bau.volumens 

um 1,2 hÜ.lliarden S gegenl.lber dem vorigen Winter beige­

tragen. Daraus resultieren auch di e LIehreinnahmen der 

Arbei tSlosenversicrL8rung, die den Betrag, der für 

\linterarbei t skI ei dune; au:rc;ewendet vru.rcle, nach vorLiufi­

gen Berechm.mgen mn mehr als das DOPI)(-jl te übertrafen. 

Zu Punkt "3 der 1'1..nfrage: 

"Vlas haben Sie seitimfang Mai d. J., als Ihnen die 

Finanzierungslücke in der Arbeitsmarktförderung bereits 
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bekannt sein mußte, zur Sicherune; der li'ortsetzung der 

Arbeitsmarktf5rderung nach dem Gesetz und den Richt­

linien Ihres IJinisteriwns in den weiteren acht Eonaten 

des laufenden Jahres unte:enolDJGen? rr 

nehme ich wie folgt Stellung: 

Von einer Finanzierungslücke l;:mill, wie sich aus den 

bisheri gen Ausführunc;en ergibt, keine Rede sein, da 

berei ts für den angeführten Zei tpunld bekannt \var, 

da..f3 die Einnahmen der Arbei tslosellversicherung 1971 
mindestens um 100 IJio.S h5her sein "verden, als die 

veranschlagten Einnahmen. Die mir auf Grund des 

Artikel III, Absatz 3 Bundesfinanzijesetz zustehenden 

Mittel sind flir mich jederzeit greifbar. Die dafür 

notv'lendie;en Schritte habe ich l~~ngst eingeleitet; sie 

sind bereits abgeschlossen. 

Zu Punkt l~ der Anfrage: 

"Warum hatten Ihre allfälligen Bemühungen nicht den 

n5ti gen Erfolg, insbesondere warum enthi elt di e 

Hegierungsvorlage des '1. Budgetüberschrei tungsge­

setzes 1971 J\:eine Vorsorge durch Aufstockung der ent­

sprechenden Budgetmittel ? 11 

nehme ich wie folgt Stellung: 

Sie haben \'Iohl aus den bisherigen Ausfü.hrungen ent­

nommen, daß Bemühungen der in Ihrer Frar;e genannten 

Art nicht erforderlich waren, vveil für die li'inanzierung 

der Arbei tsmarktpolitik auf andere VJeise ausreichend 

vorgesorgt ist. Es kaim daher von einem mangelnden 

Erfolg nicht die Rede sein. 
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Zu Punkt 5 der Anfrage: 

"Was gedenken Sie zu tun, um endlich die positive Er­
ledigung der bei den Landesarbeits~~tern unerledigt 

liegenden begründeten Beihilfebegehren im laufenden 
Jahr zu ermöglichen?" 

nehme ich \vie folgt Stellung: 

1,'/ie Sie aus meiner Antwort zu Frage 1 sehen, bin ich 

bemüht, das Genehmigungsverfahren, wie ich es bei 
,meinem Amtsantrj_ tt vorgefunden habe, dem Grundsatz 

der Gleichheit und den arbeitsmarktpolitischen Er­
fordernissen anzupassen. Alle in diesem Sinne als 
begrii.ndet angesehenenBeihilfebegehren 'Nerden im 
laufenden Jahr erledigt werden. 
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